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1 Einleitung 

Wie könnte eine Finanzierung öffentlicher Aufgaben aussehen, die di-
rekt an drei zentralen Problemen der aktuellen polit-ökonomischen 
Lage ansetzt: Der Überbeanspruchung planetarer Ressourcen, der zu-
nehmenden Ungleichverteilung von Vermögen, und dem zunehmen-
den Erfolg von Bewegungen wie dem Trumpismus? Ausgangspunkt 
dieses Beitrags ist die These Bruno Latours, dass sich die beschriebe-
nen Probleme gesamthaft als »neues Klimaregime« beschreiben las-
sen (Latour 2018). Polit-ökonomische Phänomene wie der Trumpis-
mus und seine inzwischen zahlreichen Varianten basieren demnach 
nicht zuletzt auf der Erkenntnis, dass die mit einer fortschreitenden Glo-
balisierung einhergehenden Modelle wirtschaftlicher Entwicklung an 
planetare Grenzen stoßen. Mangels einer globalistischen Entwick-
lungsperspektive wenden sich viele Menschen der Hoffnung zu, dass 
ein Rückzug auf lokale Identitäten und Schutzräume nötig sei. Politi-
ker*innen wie Donald Trump greifen diese Hoffnung auf, verbinden sie 
jedoch mit dem Versprechen, die materiellen Vorteile einer globalisier-

ten Wirtschaft bewahren zu kön-
nen. Die Originalität Trumps liege 
darin, dass er »das rücksichtslose 
Streben nach maximalem Profit ... 
mit dem regressiven Drang einer 
ganzen Nation nach ethnischen 
Spaltungen« verknüpfe. Dies wie-
derum ist nur mittels einer explizi-
ten Leugnung der geologischen 
und klimatischen Situation mög-
lich: 
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Anstatt die beiden Bewegungen – vorwärts in Richtung Glo-
balisierung und rückwärts in Richtung des alten nationalen 
Terrains – gegeneinander auszuspielen, gibt Trump vor, sie 
könnten miteinander verschmolzen werden. Diese Ver-
schmelzung ist natürlich nur möglich, wenn die Existenz ei-
nes Konflikts zwischen Modernisierung einerseits und ma-
teriellen Realitäten andererseits geleugnet wird. ... Es ist 
sinnlos, sich darüber zu ärgern, dass Trumps Wähler den 
Fakten keinen Glauben schenken: Sie sind nicht dumm. 
Das Gegenteil ist der Fall: Gerade, weil die geopolitische 
Gesamtsituation geleugnet werden muss, ist die Gleichgül-
tigkeit gegenüber Fakten so wichtig. … In diesem Sinne de-
finiert der Trumpismus (wenn auch negativ, indem er die 
gegenteilige Position einnimmt) die erste ökologische Re-
gierung. (Latour 2017, eigene Übersetzung). 

 
Die Trennung der Ökonomie und der mit ihrem Wachstum verbunde-
nen Narrative des Fortschritts von ihren materiellen Bedingungen ist 
somit ein konstitutives Element des Trumpismus. Mit seiner politisch 
äußerst erfolgreichen, gleichzeitigen Abkehr von weltgesellschaftlichen 
und naturwissenschaftlichen Vorstellungen droht er das zu beenden, 
was vielfach als zweite oder auch reflexive Moderne beschrieben 
wurde (siehe im Detail Sturn und Klüh 2025). Dies gelingt ihm, indem 
er seinen Anhänger*innen eine paradoxe, »extra-terrestrische« Ent-
wicklungsmöglichkeit suggeriert. Die materielle Begrenztheit der Welt 
ist für diese Perspektive genauso konstitutiv wie die Betonung von de-
ren Irrelevanz. Die Negation der planetaren Grenzen ist ebenso not-
wendig wie die Affirmation der geopolitischen Konflikte, die diese Gren-
zen verursachen. Nach Latour sei eine »terrestrische« Gegenposition 
notwendig, die die Grenzen einer auf Produktion fokussierten Gesell-
schaftsformation anerkennt und Prozesse der »Erzeugung«  
(»engendrement«) in den Mittelpunkt stellt. Gerade in einer Situation, 
in der sich viele Politiker*innen auch in Europa und Deutschland die 
Trumpsche Negation der Klimakrise zu eigen machen, könnte eine  
solche Gegenposition dann sogar die Basis dessen sein, was der Öko-
logiebewegung von Beginn an fehle: Ein politisches Programm, das  
einen echten Antagonismus begründet, und so zur Entstehung  
eines ökologischen »Klassenbewusstsein« beitragen könnte  
(Latour und Schultz 2022). 

Latours Ausführungen sind vielfach kritisiert worden (siehe etwa 
Aabrotmeit 2019). Teilweise basiert diese Kritik auf der falschen Ein-
schätzung (oder dem Wunsch), das »neue Klimaregime« müsse 
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zahlreiche Kontinuitäten mit Latours früheren soziologischen und wis-
senschaftstheoretischen Arbeiten aufweisen (siehe Sanz Merino 2023 
für eine verwandte aber im Ergebnis abweichende Sichtweise). Tat-
sächlich dominieren jedoch die Brüche zwischen »dem neuen« und 
»dem alten« Latour. Die aktuellen Arbeiten rezipieren bspw. verstärkt 
Elemente des historischen Materialismus und beziehen sich explizit auf 
Denker wie Karl Polanyi und Carl Schmitt. Die Moderne wird nicht mehr 
nur einer kritischen Analyse unterzogen, vielmehr wird ihr Zusammen-
bruch konstatiert. Es geht nicht mehr nur darum, sich kritisch mit dua-
listischen Ansprüchen (Natur vs. Gesellschaft, Fakten vs. Werte, Wis-
senschaft vs. Politik…) auseinanderzusetzen, denen man nie wirklich 
gerecht geworden ist. Es geht auch nur mittelbar um Netzwerke aus 
Menschen und Nicht-Menschen, die diese Unterscheidungen verwi-
schen und so Realität konstituieren. Der Anbruch des »neuen Klimare-
gimes« stellt einen politischen Moment dar, in dem die alten Dualismen 
schlicht nicht mehr haltbar sind. Das »neue Klimaregime« markiert also 
eine Abkehr von der Diagnose der Moderne hin zur Konfrontation mit 
ihrem Zusammenbruch. 

Wichtiger noch ist die damit verbundene Verlagerung der Aufmerksam-
keit weg von Netzwerken und hin zu Territorien. Es geht nun in erster 
Linie nicht mehr um eine Auseinandersetzung mit der Frage, wie Fak-
ten und Technologien entstehen. Der Fokus liegt auf der existentiellen 
Frage, wo und wie Leben möglich ist. Damit ist schließlich eine Abwen-
dung von der Erkenntnistheorie und eine Hinwendung zum Politischen 
verbunden. Gerade diese Hinwendung wird jedoch oft kritisiert (und be-
dauert), obwohl sie von Latour explizit zum Programm erhoben wird. 
Doch was soll an einer solchen Hinwendung auszusetzen sein? Immer-
hin kann sie sich auf zahlreiche Ansätze postfundamentalistischen po-
litischen Denkens stützen (siehe bspw. Marchart 2016).  

Durchaus kritisch kann man hingegen die Frage diskutieren, was aus 
der Analyse Latours nun eigentlich folgt. Dies ist insbesondere eine 
Folge der Unschärfe und Abstraktheit der Verwendung des Begriffs 
»terrestrisch«. Der vorliegende Beitrag wendet sich zunächst dieser 
Kritik zu, er beschäftigt sich folglich ausschließlich mit den neueren Bei-
trägen Latours zum Klimaregime. Anhand der Frage, welchen Kriterien 
eine »terrestrische Wirtschaftspolitik« genügen müsste, bemüht er sich 
um eine pragmatische und programmatische Konkretisierung der poli-
tischen Implikationen von Latours Ansatz. Er führt damit in einem 
durchaus riskanten Manöver zwei methodisch weit voneinander ent-
fernte Literaturstränge zusammen, die ökonomische und finanzwissen-
schaftlicher Forschung zu vermögensbezogenen Steuern einerseits 
und neuere Texte zur politischen Ökologie andererseits. Dabei wird in 
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Kauf genommen, dass durch eine solche Konkretisierung neue Un-
schärfen entstehen. Es müssen Abstriche an der für Latour konstituti-
ven Loslösung vom Menschen als entscheidendem Träger politischer 
Prozesse gemacht werden. Insbesondere lässt es sich nicht vermei-
den, den Umgang mit Grund und Boden, Rohstoffen und anderen Ma-
terialien mit denjenigen zur identifizieren, die über diese Ressourcen 
als Vermögen bzw. Kapital verfügen. Denn ob ein Stück Land oder Ma-
terie eher dem von Latour problematisierten Produktionssystem (das 
durch die Trennung des Menschen als Produzenten von einer äußeren, 
passiven Natur charakterisiert ist) oder dem erstrebenswerten Erzeu-
gungssystem (das auf der Anerkennung eines komplexen Zusammen-
spiels vieler Akteure – Menschen, Tiere, Böden, Mikroben, Atmosphä-
ren usw. beruht) zuzurechnen ist, wird aktuell ganz wesentlich von den 
Eigentümer*innen bestimmt. Dazu kommt, und dies ist entscheidend, 
dass die Verteilung dieser Vermögen häufig mit einer mehr oder weni-
ger »terrestrischen« Lebensweise korreliert ist. 

Dem Umgang mit diesen Vermögen kommt deshalb eine wichtige Be-
deutung zu. Ein in diesem Zusammenhang schon immer zentrales In-
strument sind vermögensbezogene Steuern. Der Beitrag zeigt deshalb 
auf, welche Rolle solche Steuern im Kontext einer terrestrischen Wirt-
schaftspolitik spielen könnten. Dabei zeigt sich, dass eine differenzierte 
Behandlung unterschiedlicher Vermögensarten notwendig ist. Hierzu 
wird ein Vorschlag unterbreitet, der drei miteinander verwobene Rest-
riktionen berücksichtigt. Erstens setzt die aktuelle Wirtschafts- und 
Rechtsordnung vieler Länder einer konsequenten Besteuerung hoher 
Vermögen enge Grenzen, die mit Bewertungsproblemen verbunden 
sind. Gerade in Deutschland steht das Problem einer fairen Bewertung 
von Vermögen im Mittelpunkt der Skepsis, die viele Fachleute und Po-
litiker*innen auszeichnet. Zweitens besteht die Sorge, dass eine natio-
nal begrenzte Besteuerung von Vermögen zu einem massiven Abfluss 
von Kapital ins Ausland und zu anderen Umgehungsproblemen führen 
könnte. Drittens wird häufig auf die Skepsis und Angst hingewiesen, 
die in weiten Teilen auch der nicht-vermögenden Bevölkerung vor-
herrscht, und die oft auf einer Mischung aus moralischen, ökonomi-
schen und kulturellen Argumentationen beruht (siehe bspw. Drahoss 
und Theine 2025). 

Der Beitrag ist folgendermaßen aufgebaut. Abschnitt 2 erläutert den 
Begriff der terrestrischen Wirtschaftspolitik, indem er diesen als Kom-
bination aus neo-materialistischen und verteilungspolitischen Sicht-
weisen konzeptualisiert. Diese Konzeptualisierung wird anhand der 
Frage der Finanzierung der sozial-ökologischen Transformation illus-
triert. Abschnitt 3 setzt sich mit konkreten Problemen der Umsetzung 
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vermögensbezogener Besteuerung auseinander. Abschnitt 4 stellt ei-
nen Vorschlag vor, der eine Brücke zwischen konkreten Problemen 
und »terrestrischen Zukünften« schlägt, die sich auf Basis der Analyse 
in Abschnitt 2 ableiten lassen. Abschnitt 5 fasst die zentralen Botschaf-
ten zusammen und fragt, welche Rolle vermögensbezogene Steuern 
in konkreten transformativen Akteurskonstellationen spielen könnten. 
Als wichtige Forschungsfrage erweist sich hierbei die Untersuchung 
der Rolle der Finanzierung von Klimaanpassungsmaßnahmen. 
 

2 Was ist terrestrische Wirtschafts- und Finanzpolitik? 
 
Die bisherige Auseinandersetzung mit Latours Idee einer terrestrischen 
Ausrichtung des Politischen sind sehr abstrakt. Es geht um eine neue 
Orientierung und Perspektivierung des Politischen. Die ökologische 
Krise wirft die Frage auf, wie wir auf der Erde überhaupt gemeinsam 
leben können. Zu deren Beantwortung sei ein neuer, terrestrischer Be-
zugspunkt zu suchen. »Terrestrisch« meint nicht einfach »irdisch« oder 
»natürlich«. Vielmehr soll die Erde nicht mehr als neutrale Ressource 
oder Hintergrund gedacht werden, sondern, in Anlehnung an Lovelock, 
als Gaia, als (re-)agierendes Akteurs-Netzwerk, das politische Berück-
sichtigung verlangt. Lässt sich aus diesen auf den ersten Blick wenig 
konkreten Vorstellungen ein wirtschaftspolitisches Programm ableiten? 
 

2.1 Terrestrische Wirtschaftspolitik 
 
Wie kann eine Wirtschaftspolitik aussehen, die nicht mehr »modernis-
tisch», sondern »terrestrisch« (provisorisch zunächst einmal übersetzt 
als erdverbunden, ökologisch eingebettet, wechselseitig abhängig) ist? 
Bei Latour (2018) beschreibt das »Terrestrische« zunächst eine Hal-
tung, die anerkennt, dass Menschen nicht getrennt von der Erde exis-
tieren, sondern mit ihr verflochten sind. Nicht-menschliche Akteure 
(Tiere, Böden, Atmosphären, Mikroben usw.) sind Mitspieler im politi-
schen und sozialen Geschehen. Menschlichen Akteure müssen sich 
vor diesem Hintergrund neu verwurzeln, aber nicht im Sinne eines 
neuen Nationalismus, sondern im Sinne einer Verbundenheit, mit dem 
notwendigerweise lokalen Ökosystem, auf und in dem sie leben. »Ter-
restrische Politik« kann deshalb nicht auf Wachstum zielen, denn ein 
solches Wachstum ist nahezu immer auch mit einer Loslösung aus be-
schränkten lokalen Kontexten verbunden (Sturn und Klüh 2023). Viel-
mehr geht es um Koexistenz und das Aushandeln gemeinsamer Le-
bensbedingungen.  



et
hi

ku
nd

ge
se

lls
ch

af
t 
2/

20
25

6 

 

Latour fordert deshalb eine »Politik des Bodens« – also der Verortung: 
Auch Wirtschaftspolitik sollte sich deshalb wohl an den konkreten Ter-
ritorien orientieren, in denen Menschen, Tiere, Pflanzen, Böden und 
Infrastrukturen zusammenleben. Mit dieser durchaus konservativen 
Grundausrichtung geht einher, dass Entscheidungen situativ, regional, 
partizipativ getroffen werden. Offensichtliche Projekte einer solchen 
Wirtschaftspolitik sind regionale Energienetze, lokale Wirtschaftskreis-
läufe, Stadt-Land-Kooperationen, agrarökologische Initiativen oder 
eine Investitionslenkung in regenerative Projekte. Auch eine ver-
pflichtende ökologische Bilanzierung von Unternehmen würde wohl 
notwendig sein, um dem hohen Anspruch gerecht zu werden, jede öko-
nomische Entscheidung zugleich als ökologische Handlung abzubil-
den. Unternehmen, Haushalte und Staaten müssten deshalb stets die 
Rückwirkungen ihres Handelns auf die Erde berücksichtigen, und dies 
erfordert eine stark in den Naturwissenschaften basierte Rechnungsle-
gung, bspw. in Anlehnung an die Grundidee der sog. EU Taxonomie 
für nachhaltiges Wirtschaften. 

Doch bei der »Politik des Bodens«, die nicht zufällig, sondern explizit 
Ideen von Carl Schmitt und Karl Polanyi verbindet, geht es auch und 
vor allem um die Konstitution »neuer Zugehörigkeiten« – zu Landschaf-
ten, Ökosystemen und Orten, die uns ernähren und mit denen wir ge-
meinsam existieren. Doch was bedeutet das konkret? Latour selbst hält 
sich in dieser Hinsicht zurück, weil es ihm oberflächlich vor allem um 
die Auflösung des Dualismus zwischen Natur und Gesellschaft/Kultur 
geht: Zunächst muss eine neo-materialistische Perspektive eingenom-
men werden, die den Menschen aus dem Zentrum des Geschehens 
nimmt und durch komplexe Geflechte aus menschlichen und nicht-
menschlichen Akteuren ersetzt. Erst dann kann über konkrete Politik 
nachgedacht werden. 

Doch das Ansetzen an Geflechten und an neo-materialistischen Erwä-
gungen (zur Erläuterung des Begriffs sowie als Basis der weiteren Aus-
führungen: Klüh 2023) stellt nur eine Seite der terrestrischen Medaille 
dar. Latours Darstellung läuft zuweilen Gefahr aus den Augen zu ver-
lieren, dass sich das Terrestrische nach seiner eigenen Logik zunächst 
einmal als Gegenpol zum Trumpismus konstituiert. Spätestens im Bei-
trag von Latour und Schultz (2022) wird klar, dass terrestrische Politik 
und damit auch terrestrische Wirtschaftspolitik neben den Geflechten 
auch (nicht selten eher menschliche) Verteilungskonflikte und im politi-
schen Prozess etablierte Antagonismen in den Blick nimmt. Wenn  
Latour von der Herausbildung einer ökologischen Klasse spricht, geht 
es auch um eine neue menschliche Ökologiebewegung, die sich als 
Widerstandsbewegung gegen den Trumpismus und seine Varianten 
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positioniert und sich gleichzeitig von den elitären, globalistischen Vor-
stellungen liberaler Eliten absetzt. Es geht darum, ein Klassenbewusst-
sein zu schaffen, das neben dem Bewusstsein für Ko-Existenz auch 
den Konflikt mit denen sucht, die sich entweder in neue Nationalismen 
und Egoismen flüchten (und die ökomische und oft auch ökologische 
Notlage von anderen ignorieren) oder die weiterhin dem Projekt der 
Globalisierung anhängen.   

Deutlich wird diese doppelte Bedeutung terrestrischer Politik vor allem 
auch in der Unterscheidung zwischen Produktionssystemen (die Res-
sourcen ausbeuten) und Erzeugungssystemen (die Lebensbedingun-
gen erhalten und hervorbringen). Das Wirtschaften solle nicht mehr auf 
Produktion von Gütern, sondern auf Erzeugung und Erhaltung von Le-
bensbeziehungen zielen. Eine entsprechende Wirtschaftspolitik 
müsste sich folglich der Förderung von ökologischer Landwirtschaft, 
Biodiversität, Reparatur- und Kreislaufwirtschaft, der Reduktion von 
Abfall und des Flächenverbrauchs widmen. Die Wirtschaft soll als 
»Pflege- und Erhaltungsökonomie«, nicht als »Extraktionsökonomie« 
gedacht werden. Dies erfordert neue Wege der Bemessung des guten 
Wirtschaftens, die ökologische Resilienz, Lebensqualität, soziale Ge-
rechtigkeit, regionale Selbstversorgung und nachhaltige Stoffkreisläufe 
in den Mittelpunkt stellen, nicht Wirtschaftswachstum oder monetäre 
Größen. 

Für einen Umstieg von Produktions- auf Erzeugungslogiken müsste 
Wirtschaftspolitik jedoch auch eher anthropozentrische Instrumente in 
den Blick nehmen. Denn die für einen solchen Umstieg erforderlichen 
und durchaus möglichen Mehrheiten (Latour und Schultz 2022,  
S. 51–58) müssen im bestehenden politischen System organisiert wer-
den. Deshalb müsste sich terrestrische Wirtschaftspolitik die Unterstüt-
zung der Menschen sichern, die letztlich von einer solchen Transfor-
mation profitieren würden, zwischenzeitlich jedoch materielle Verluste 
befürchten. Dazu müsste sie konsequent diejenigen Menschen för-
dern, die in besonderem Maße Pflege und Erhaltung betreiben. Dazu 
zählen auch Kapitaleigner*innen, die sich entsprechenden Projekten 
widmen, und dabei die üblicherweise geringen oder negativen Rendi-
ten entsprechender Projekte hinnehmen. Doch ein Gros der Kapitaleig-
ner*innen wird eher auf der Seite der Extraktionsökonomie zu vermu-
ten sein und wird deshalb mit Belastungen rechnen müssen (empiri-
sche Evidenz hierzu in Chancel et al. 2023). Eine Umverteilung vom 
Faktor Kapital zum Faktor Arbeit dürfte mithin ein Element terrestri-
scher Politik sein, mit entsprechenden Belastungen für jene, die über 
hohe Kapital-bestände verfügen. Gleichzeitig wären diejenigen Men-
schen zu schützen, die an der Pflege- und Erhaltungsökonomie 
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teilhaben, die jedoch negativ von den Folgen ökologischer Probleme 
betroffen sind. Da die Vulnerabilität gegenüber solchen Veränderungen 
negativ mit der Vermögensausstattung korreliert ist (siehe unten) wäre 
auch dies mit einer Umverteilung von hohen zu niedrigen Vermögen 
verbunden. 

Der Kern einer terrestrischen Wirtschaftspolitik besteht folglich darin, 
das Zusammenwirken zwischen menschlichen und nicht-menschlichen 
Akteuren neu zu denken und dies mit einer Umverteilung zwischen un-
terschiedlichen Bevölkerungsgruppen zu verbinden. Nur so kann eine 
Loslösung vom Produktionssystem und eine Transformation der Wirt-
schaft in ein Erzeugungssystem gelingen. Aufbauend auf dieser Unter-
scheidung können durchaus konkrete Ansatzpunkte für wirtschaftspo-
litische Programme gefunden werden: Erstens kommt Fragen der 
Landnutzung eine, wenn nicht die entscheidende wirtschaftspolitische 
Rolle zu, ergänzt um Fragen von Materialflüssen. Zweitens sind neue 
Bewertungsmaßstäbe zu suchen, die statt »Produktion« »Erzeugung« 
messen und die sich deshalb von im Wesentlichen marktbasierten, oft 
finanziellen Wertmaßstäben lösen. Drittens sind verfügbare Ressour-
cen so umzuverteilen, dass die Extraktionsökonomie tendenziell 
schrumpft, die Pflege- und Erhaltungsökonomie jedoch tendenziell 
wächst. 

2.2 Illustration: Sozial-ökologische Finanzpolitik1 

Was könnte es vor diesem Hintergrund bedeuten, die mit einer sozial-
ökologischen Ausrichtung der Politik einhergehenden Belastungen zu 
»finanzieren«? Ein terrestrisches Verständnis dieses Begriffes erfor-
dert zunächst eine kritische Auseinandersetzung mit der Frage, welche 
Vorstellungen von Finanzierung durch das Produktionssystem histo-
risch geprägt worden sind. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die letz-
ten Jahrzehnte eine zunehmende Fetischisierung des Finanziellen er-
fahren haben, im Zuge von sog. Finanzialisierungsprozessen. Entspre-
chende Vorstellungen gilt es zunächst kritisch zu reflektieren, um zu 
einem neuen Verständnis von Finanzierung zu gelangen.  

Wenn im allgemeinen Sprachgebrauch von »Finanzierung« die Rede 
ist, denken die meisten Menschen bspw. zunächst an die Beschaffung 
eines Geldbetrages, mit dem man eine größere Anschaffung oder ein 
größeres Projekt stemmen kann. Die Geldmittel stammen dabei 

 
(1) Die Ausführungen in diesem Abschnitt basieren teilweise auf einem gemeinsamen Blog-
beitrag mit Richard Sturn, der auf der Webseite der Evangelischen Akademie Tutzing veröf-
fentlicht wurde (Klüh und Sturn 2025), einschließlich einiger direkter Übernahmen aus dem 
Beitrag.  
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entweder aus eigenen Ersparnissen, aus den über Kapitalmärkte ver-
mittelten Ersparnissen anderer oder aus einer Kreditvergabe durch 
Banken. »Finanzierung« steht im allgemeinen Sprachgebrauch mithin 
meist für eine im weitesten Sinne einzel- und gleichzeitig geldwirt-
schaftliche Aktivität. Im Rahmen der Finanzierung der Transformation 
zu einer nachhaltigen Wirtschaft und Gesellschaft herrschten lange Zeit 
ganz ähnliche Vorstellungen. Der Begriff »Sustainable Finance«, zu 
Deutsch: »Nachhaltige Finanzierung«, stand für eine Sichtweise, die 
großes Vertrauen in geldbasierte Marktmechanismen und privatwirt-
schaftliche Initiative setzte. Die Vorstellung war: Gelingt es dem Staat, 
einen ausreichend hohen Preis für klimaschädliche Emissionen zu 
etablieren, würden die flinken aber unsichtbaren Hände privater Fi-
nanzmärkte dafür sorgen, dass schädlichen Geschäften die Mittel ent-
zogen, zukunftsträchtigen grünen Anwendungen Geldmittel zugeführt 
würden.  

Die Versprechen der privaten Finanzmarktakteure, die für die Transfor-
mation notwendigen Gelder aufzutreiben, haben sich bedauerlicher-
weise als leere Worte erwiesen. Nur mit Hilfe aufwendiger staatlicher 
Maßnahmen ist es in den letzten Jahren gelungen, eine im Vergleich 
zu den Notwendigkeiten immer noch viel zu geringe Summe an Mitteln 
aufzubringen: Der Staat setzt hierbei nicht nur Rahmenbedingungen, 
bspw. im Hinblick auf die Messung und Berichterstattung. Er übernimmt 
selbst einen erheblichen Teil der mit der Transformation einhergehen-
den Risiken und Kosten. Mit dieser Übernahme sind staatliche und 
überstaatliche Akteure selbst ein Versprechen eingegangen: Die Fi-
nanzierung der Nachhaltigkeitstransformation so zu fördern, dass sie 
am Ende gelingt. 

Diese Versprechungen haben sich bedauerlicherweise jedoch eben-
falls als leere Worte erwiesen. Grundgesetzlich verankerte Schulden-
bremsen lassen sich dauerhaft ebenso wenig ignorieren wie die insti-
tutionellen und demokratischen Defizite der Europäischen Union oder 
die Anfälligkeit bestimmter Wählergruppen für die rechtspopulistischen 
Versprechen von Klimaleugnern, die nicht selten die Interessen der al-
ten, fossilen Wirtschaft vertreten. Zudem scheitert auch jedwede »hy-
bride«, also im Zwischenraum zwischen privaten und öffentlichen 
Sphären angesiedelte Finanzierungslösung, wenn nicht ausreichend 
öffentliche Mittel zur Verfügung stehen. 

Warum erweisen sich bisher alle Versprechen, die Transformation zu 
finanzieren, als leere Worte? Bei der Beantwortung dieser Frage kann 
eine terrestrische Perspektive hilfreich sein. Dazu ist es sinnvoll, den 
Begriff »Finanzierung« selbst als ein »leeres Wort«, einen »Slogan« 
ohne festgelegte Bedeutung zu begreifen. Als bedeutungsoffenes 
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»Label« kann der Begriff auf viele Arten und ganz unterschiedlich in-
terpretiert werden und dabei unterschiedliche Überzeugungen und 
Agenden repräsentieren. Philosophen wie Ernesto Laclau sprechen in 
diesem Zusammenhang von einem »empty signifier«. Ausgehend von 
diesem Begriff lassen sich einige Gründe finden, warum sich die meis-
ten Versprechungen zur Finanzierung der Transformation als »leere 
Worte« erwiesen haben. 

Der erste Grund, der zur Erklärung der bisher unzureichenden Trans-
formationsfinanzierung beitragen kann, ist die Gleichsetzung von Fi-
nanzierungsfragen mit Fragen der Geldbeschaffung. Es ist natürlich 
nicht überraschend, dass in einem kapitalistischen System, in dem sich 
nicht alles aber vieles ums Geld dreht, die Leere der Zeichenfolge zu-
nächst mit Geld gefüllt wird. Geld jedoch ist in Finanzierungsfragen ein 
zwar wichtiges, aber trügerisches Medium: 
 

For some weeks at this hour you have enjoyed the day-
dreams of planning. But what about the nightmare of fi-
nance? I am sure there have been many listeners who have 
been muttering: ›That's all very well, but how is it to be paid 
for?‹ Let me begin by telling you how I tried to answer an 
eminent architect who pushed on one side all the grandiose 
plans to rebuild London with the phrase: ›Where's the 
money to come from?‹ ›The money?‹ I said. ›But surely, Sir 
John, you don't build houses with money? Do you mean 
that there won't be enough bricks and mortar and steel and 
cement?‹ (Keynes 1978, S. 264) 

 
Der »Albtraum der Finanzierung« entsteht mit der eingangs verwende-
ten aber fälschlichen Gleichsetzung des Begriffs »Finanzierung« mit 
dem Aufbringen eines Geldbetrages. In Wirklichkeit geht es bei Finan-
zierungen, und gerade bei der Finanzierung der Transformation, um 
materielle Fragen: Kann mit den Metallen aus Yachten eine S-Bahn 
»finanziert« werden? Können die seltenen Erden für E-Roller in Sao 
Paulo bei der Produktion von großen E-Automobilen in München »ein-
gespart« werden? Werden die Bagger und Baggerführer von der Auto-
bahn zur Schnellbahntrasse »transferiert«? Kann mit einer Umwid-
mung von Flächen die nachhaltige Produktion von Lebensmitteln in ei-
nem Umfang gesteigert werden, der die Zurückführung von Monokul-
turen kompensiert? 

Der zweite Grund für die bisher leeren Versprechungen besteht darin, 
dass bei Finanzierungsproblemen Machtfragen entscheidend sind. 
Wer allerdings wie Macht ausübt, bleibt im aktuellen politischen Diskurs 
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oft ausgeblendet. Der strategische Einsatz »leerer Signifikanten« spielt 
hierbei eine entscheidende Rolle. Auf den Zusammenhang zwischen 
leeren Signifikanten und Macht hat Ernesto Laclau besonders ein-
drücklich hingewiesen. Herrschaft wird durch die Schöpfung und ste-
tige Umwandlung solcher leerer Signifikanten ausgeübt. Es ergibt sich 
eine dynamische Wechselbeziehung, bei der Macht durch die Fähigkeit 
ausgeübt wird, unbestimmte und flexible Konzepte zu kontrollieren und 
in einem bestimmten politischen Kontext zu besetzen. Die Geschichte 
des Begriffs »Finanzierung«, die eng mit der Herausbildung der gesell-
schaftlichen Dominanz finanzieller Logiken, Akteure und Technologien 
verbunden ist, belegt diesen Zusammenhang eindrucksvoll. 

Der dritte Grund für leere Worte ist mit dem zweiten eng verwandt: Fi-
nanzierungsfragen sind immer auch Verteilungsfragen, gerade in der 
sozial-ökologischen Transformation (Schaubild 2). Denn die Folgen 
des Klimawandels treffen arme Menschen hart, vermögende Men-
schen weniger hart. Umgekehrt tragen Menschen mit guter Finanzaus-
stattung überproportional, Menschen mit schlechter Finanzausstattung 
nicht oder nur wenig zu den Problemen bei. In ähnlicher Form sind 
auch die Kapazitäten, zur direkten »Finanzierung« der Klimatransfor-
mation beizutragen, stark ungleich verteilt. Und diese Verteilungsas-
pekte stellen nur den Anfang einer langen Reihe ähnlicher Probleme 
dar. 
 

 
 
Das Finanzsystem ist mithin Kristallisationskern eines hegemonialen 
Diskurses, der Macht- und Verteilungsfragen verschleiert. Stattdessen 
werden komplexe Fragen von Ökosystemdienstleistungen, dem 
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Mensch-Natur-Verhältnis oder der Verteilungsgerechtigkeit in die 
Sphäre marktförmiger, auf den ersten Blick »neutraler« und »fairer« 
Bewertungen gebracht. Es kommt zu einer Fetischisierung des Finanz-
systems, wie sie etwa der Begeisterung über handelbare Emissions-
rechte zugrunde liegt. Den Klimaschutz endlich auch in den Orbit fi-
nanzmarktförmiger Bewertungen zu bringen, wird zur Agenda einer um 
Vormachtstellung bemühten Gruppe einflussreicher Akteure. 

Genau entgegen diesem über weite Strecken hegemonialen Diskurses 
ist es aus einer terrestrischen Perspektive wichtig, »das Finanzielle« 
als Kombination dreier Aspekte zu begreifen: Als Ausdruck realer 
Machtverhältnisse, konfliktreicher Verteilungsprobleme und als Me-
dium materieller Ressourcenumschichtungen - im besten Fall in Rich-
tung der »Geflechte des Lebens«, die im Zentrum der terrestrischen 
Betrachtung aus Abschnitt 2.1. stehen. Alle drei Aspekte sind miteinan-
der verwoben. Dass Ressourcenumschichtungen (sei es zur Regene-
ration von Flächen, zugunsten des Baus eines Radwegenetzes, sei es 
für nachhaltige Energieerzeugung oder wofür auch immer) »finanzi-
elle« Voraussetzungen haben, zeigt letztlich, dass sie nicht im luftlee-
ren Raum stattfinden. Sie haben Voraussetzungen und Konsequenzen 
im Hinblick auf Macht und Verteilungskonflikte. Vermögensbezogene 
Steuern könnten genau hier ansetzen. Doch dabei sind einige wichtige 
polit-ökonomische und -ökologische Restriktionen zu berücksichtigen. 
 

3 Polit-ökonomische und -ökologische Restriktionen 
 
Gegen eine umfassende Besteuerung hoher Vermögen werden vor al-
lem von Volkswirten zahlreiche Argumente vorgebracht (siehe u.a.  
Fuest et al. 2018): Häufig wird eingewendet, dass entsprechende Steu-
ern Investitionen und Kapitalbildung hemmen und so das Wirtschafts-
wachstum behindern. Die Gerechtigkeitsimplikationen einer möglichen 
Doppelbelastung sowie der Verwaltungsaufwand sei hoch, weil die Be-
wertung von Immobilien, Unternehmensanteilen und sonstigen Vermö-
genswerten komplex und streitanfällig ist. Schließlich wird argumen-
tiert, dass Vermögenssteuern die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
eines Landes schwächen könnten, da wohlhabende Personen und Un-
ternehmen ihren Sitz in Länder mit geringerer Steuerlast verlagern und 
damit die heimische Wirtschaftskraft schmälern.  

Jüngere Studien zeichnen ein komplexeres Bild. So kommen bspw. die 
Studien der britischen »Wealth Tax Commission« (Advani et al. 2020) 
zu einer deutlich differenzierteren Einschätzung: Adam und Miller 
(2025) argumentieren, dass sich gute verteilungspolitische und ökono-
mische Gründe für eine Vermögenssteuer finden lassen. Advani und 



et
hi

ku
nd

ge
se

lls
ch

af
t 
2/

20
25

13 

 

Tarrant   geben einen Überblick über empirische Schätzungen zum 
Verhalten von Steuerpflichtigen und sehen durchaus Spielräume für 
eine effektive Steuererhebung. Daly und Loutzenhiser (2020) beschrei-
ben die Herausforderungen bei Bewertungsfragen, schlagen aber auch 
mögliche Lösungsansätze zum Umgang mit Liquiditätsproblemen 
(Loutzenhiser und Mann 2020), Bewertungsfragen (Daly et al. 2022) 
und Verwaltungsproblemen (Barnett et al. 2020) vor. Insgesamt spricht 
sich die Kommission für eine einmalige Abgabe auf hohe Vermögen 
aus, kann aber auch Argumente für eine regelmäßige Besteuerung fin-
den. Andere Untersuchungen stützen diese Argumente zumindest zum 
Teil (siehe insbes. Scheuer und Slemrod 2021, Organisation for Eco-
nomic Co-operation and Development 2018, Saez und Zucman 2019, 
Saez und Zucman 2022; Piketty et al. 2023, sowie Klüh 2016). 

Aus einer terrestrischen Perspektive sind nicht alle genannten Argu-
mente gleich relevant. So sind negative Auswirkungen auf das Wirt-
schaftswachstum unter Umständen sogar wünschenswert, wenn diese 
mit einer Re-orientierung auf die Gewährleistung von Lebensbedingun-
gen einhergehen. Aus diesem Grund ist eine terrestrische Kontextuali-
sierung der ökonomischen Debatte notwendig. Gleichzeitig darf eine 
solche terrestrische Bewertung jedoch nicht über die Tatsache hinweg-
täuschen, dass die genannten Probleme (einschließlich der Wachs-
tumsproblematik) eine zielführende Besteuerung von Vermögens-wer-
ten erheblich behindern könnten. An dieser Stelle wende ich mich des-
halb drei Problembereichen zu, die insbesondere in der wirtschaftspo-
litischen Debatte immer wieder große Aufmerksamkeit erfahren: Be-
wertungsprobleme, Umgehungsprobleme und Überzeugungs- bzw. 
Legitimationsprobleme. Zahlreiche Argumente aus der Literatur lassen 
sich unter diesen drei Problembereichen zusammenfassen. Ich disku-
tiere diese Bereiche sowohl aus einer terrestrischen als auch aus einer 
eher literaturbasierten pragmatischen Perspektive (v.a. unter Verwen-
dung der Erkenntnisse der Wealth Tax Commission), um zu konkreten 
Ansatzpunkten für die Ausgestaltung einer sozial-ökologischen Vermö-
gensbesteuerung zu gelangen. Dabei ist der Anspruch nicht, eine um-
fassende Analyse der bestehenden Literatur vorzulegen, sondern eher 
eine Auseinandersetzung mit dem Stand der Debatte, so wie dieser 
von mir wahrgenommen wird. 
  

3.1 Bewertungsprobleme 
 
Bewertungsfragen dominieren die Debatte zu den Grenzen von vermö-
gensbezogenen Steuern. Um Vermögenswerte zu besteuern ist es not-
wendig, sie einer monetären Bewertung zu unterziehen. Hierbei ent-
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stehen Probleme, die oft als wesentlicher Hinderungsgrund für eine 
konsequente Besteuerung hoher Vermögen angeführt werden. Vom 
Wall Street Journal, (Frank 2012: »the wealth tax has a fatal flaw:  
valuation«) bis hin zum Bundesverfassungsgericht (Thiele 2023) wird 
die Frage der Bewertung meist als Hauptproblem der Einführung sol-
cher Steuern gesehen. Im Mittelpunkt stehen hierbei fünf Aspekte. Ers-
tens lassen sich für viele Vermögenswerte (z.B. Immobilien in ländli-
chen Gebieten, Kunst, Antiquitäten, Unternehmensbeteiligungen) nur 
schwerlich Marktwerte bestimmen, was zu Ungleichbehandlungen, Al-
lokationsproblemen und Steuerverschiebungen führen kann. Zweitens 
unterscheiden sich Vermögenswerte in nur eingeschränkt quantifizier-
barer Art und Weise, bei Immobilien bspw. im Hinblick auf Lage, Zu-
stand und Nutzung – standardisierte Verfahren wie Ertrags-, Ver-
gleichs-, oder Sachwertverfahren liefern deshalb oft sehr unterschied-
liche Ergebnisse. Drittens leidet die Bewertung von Unternehmensver-
mögen für nicht börsennotierte Unternehmen darunter, dass die Buch-
werte in den Bilanzen oft nicht den tatsächlichen Verkehrswert wider-
spiegeln. Viertens verändern Vermögenswerte kontinuierlich ihren 
Wert, regelmäßige Neubewertung ist aber aufwendig und teuer. Fünf-
tens und schließlich entstehen durch die Komplexität des Bewertungs-
problems Manipulationsmöglichkeiten, die auch in großem Umfang ge-
nutzt werden (Advani und Tarrant). 

Vor dem Hintergrund neuerer finanzwissenschaftlicher Forschung er-
scheint es jedoch durchaus möglich, Bewertungsprobleme so zu lösen, 
dass eine umfassende Besteuerung von hohen Vermögen möglich ist. 
Daly et al. (2022) kommen auf Basis einer detaillierten Analyse der in-
ternationalen und britischen Erfahrung zu dem Schluss, dass selbst für 
die problematischsten Vermögenswerte zufriedenstellende Optionen 
zur Ermittlung eines Wertes für Vermögenssteuerzwecke zur Verfü-
gung stehen. Dazu kommt, dass die vielfältigen und komplexen Bewer-
tungsfragen bei der Konzeption und Umsetzung einer Vermögens-
steuer nicht grundsätzlich größer sind als bei der Konzeption und Um-
setzung einer Einkommensteuer. Gamage et al. (2021) zeigen, wie 
eine Kombination aus formelhaften Bewertungen und Schätzungen ge-
nutzt werden kann, um zu ausreichend genauen Bewertungen zu ge-
langen und so die Möglichkeit der Steuerumgehung durch Unterbe-
wertung zu minimieren. Kostenschätzungen für solche Verfahren ge-
langen zu überschaubaren Werten  (Daly et al. 2022; Gamage et al. 
2021).  

Die kritische sozialwissenschaftliche Forschung ergänzt solche prag-
matischen Vorschläge mit einer Kritik der hegemonialen Deutungsan-
sprüche, die mit der Vorstellung verbunden sind, Vermögen könnten 
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und sollten auf Heller und Pfenning bewertet werden, und dies dürfe 
nur auf Basis hochgradiger exakter Marktpreisbewertungen gesche-
hen. Diese Vorstellung kann als Ausdruck einer exzessiven Vermarkt-
lichung des Wertebegriffs beschrieben werden, die durch Prozesse der 
Finanzialisierung noch einmal verschärft wurde (Chiapello 2015). Ge-
rade Versuche, Nachhaltigkeit als Kategorie in die Logik der Finanz-
märkte zu integrieren, veranschaulicht entsprechende Tendenzen: Am 
Produktions- und Finanzsystem ansetzende Bewertungslogiken laufen 
Gefahr, zu finanzialisierten Kategorien von Wert zu führen, denn sie 
basieren auf der besonderen Performativität von Märkten (Bracking 
2012, 2015, 2019).  

Die terrestrische Perspektive greift diese Kritik auf und radikalisiert sie. 
Die beschriebenen Bewertungsprobleme werden nicht nur relativiert, 
sondern vom Kopf auf die Füße gestellt: An die Stelle einer monisti-
schen Fokussierung von monetären Größen tritt die Forderung nach 
einer multidimensionalen Bewertung, die die ökologischen und sozia-
len Wirkungen der Vermögensverwendung in den Blick nimmt und sich 
dabei von einer Analyse ökonomischer Zusammenhänge löst, die auf 
Freiheit, der zentralen Rolle des Menschen und mechanischen Wir-
kungsweisen beruht, und sich einer Analyse zuwendet, die auf Abhän-
gigkeit, einer verteilten Rolle des Menschen und Emergenz aufbaut 
(Latour 2018 Kapitel 18). Um eine Besteuerung im Einklang mit den 
sozial-ökologischen Wirkungen eines bestimmten Vermögensbestan-
des zu vollziehen, muss diese um terrestrische Bewertungskriterien er-
gänzt werden. Da diese nicht nur menschlichen Kriterien unterworfen 
sind, entsteht zwangsläufig ein für das menschliche Auge grobes Ras-
ter.  

Zusammengenommen zeigt sich, dass eine umfassende terrestrische 
Besteuerung von Vermögen nicht an Bewertungsproblemen scheitern 
sollte. Eine Loslösung von der für die (erste und zweite) Moderne cha-
rakteristischen Vorstellung, über Märkte ließe sich ein hohes Maß an 
Vergleichbarkeit herstellen würde eine differenzierte Betrachtung un-
terschiedlicher Vermögensarten erlauben, wie wir sie unten diskutie-
ren. Doch schon ohne eine fundamentale Loslösung von etablierten 
Prinzipien lassen sich in der Literatur zahlreiche Bewertungsmechanis-
men finden. Interessant ist in diesem Zusammenhang bspw. der Vor-
schlag von Galle et al. (2022): Regierungen sollten Zahlungen von Ver-
mögenden in Form von Kapitalbeteiligungen entgegennehmen, eine 
Idee, für die sich in abgewandelter Form auch  Saez und Zucman 
(2021) starkmachen (und die den Einwand widerlegt, Steuern auf Un-
ternehmensbeteiligungen würden notwendigerweise zu Liquiditätseng-
pässen führen). Die Regierung erhält (im Normallfall als stiller Teil-
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haber) einen Anspruch auf einen Teil der Aktien eines Unternehmens 
oder einen Teil des Grundstücks. Da es sich um einen festen Anteil des 
Vermögenswerts handelt, unabhängig vom Wert dieses Vermögens-
werts, ist keine Bewertung erforderlich. 
  

3.2 Umgehungsprobleme 
 
Die vielfältigen Umgehungsmöglichkeiten vermögensbezogener Steu-
ern stellen gerade in einer hochglobalisierten Welt ein zentrales Pro-
blem dar. Sie reichen von weitgehend legalen Methoden der »Gestal-
tung« (wie der Verlagerung des Wohnsitzes oder des besteuerten Ver-
mögensgegenstandes, der Nutzung von Trusts, Stiftungen, Familien-
stiftungen, Holding- und Gesellschaftsstrukturen, der Übertragungen 
und Splittung auf Angehörige oder der Nutzung steueroptimierter Be-
wertungsmethoden) über zweifelhafte aber oft rechtlich gangbare Stra-
tegien (wie der Nutzung von schwer bewertbaren Vermögenswerten, 
der Konstruktion besonders komplexer, oft grenzüberschreitender Be-
sitzstrukturen oder der Verlagerung von Schulden auf steuerpflichtige 
Person) bis hin zu illegalen Geschäften, wie der schlichten Nicht-dekla-
ration von Vermögen oder der Nutzung von Scheinfirmen und getarn-
ten Konten.  

Die genannten Praktiken stellen ein Problem dar, das nicht nur die Wir-
kung vermögensbezogener Steuern entscheidend konterkarieren oder 
sogar pervertieren kann, wie Rotberg und Steinberg (2024) zeigen. Sie 
stellen auch ohne zusätzliche Besteuerungsinitiativen ein zentrales 
Problem dar, das ohnedies zu lösen ist. Denn sie limitieren die Mög-
lichkeiten des Staates für öffentliche Investitionen und sozialpolitische 
Maßnahmen und tragen entscheidend zum bisherigen Anstieg der Ver-
mögensungleichheit bei (Alstadsæter et al. 2019). Es ist aber nicht von 
der Hand zu weisen, dass eine spürbare Erhöhung vermögensbezoge-
ner Steuern zu einem erheblichen Anstieg von Umgehungsaktivitäten 
führen würden, das zeigen jüngere Studien eindrücklich (Advani und 
Tarrant).  

Dies kann jedoch kein Grund sein, eine solche Erhöhung prinzipiell 
auszuschließen. Zum einen gibt es gute theoretische und auch prakti-
sche Gründe zu der Annahme, dass vermögensbezogene Steuern ein 
Steuersystem so komplettieren können, dass die durch die Umge-
hungs- und Erhebungsprobleme bei anderer Steuern verursachten 
Probleme abgemildert werden (Brunner et al. 2013). Zudem erweist 
sich die Bekämpfung illegaler Praktiken als durchaus wirksam, selbst 
wenn legale Ausweichreaktionen in die Analyse einbezogen werden 
(Alstadsæter et al. 2022). Aktuelle Forschungen zeigen zum anderen, 
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dass die nationalen Fisken keineswegs machtlos sind, um entspre-
chenden Problemen zu begegnen (siehe Saez und Zucman 2021 für 
einen Überblick).  

Aus terrestrischer Sicht erweisen sich drei Instrumente zum Umgang 
mit Umgehungsproblemen als besonders interessant. Erstens sind be-
stimmte Bestandteile des Sachvermögens nur dann werthaltig, wenn 
sie in regelmäßigen Abständen entsprechende Steueroasen verlassen. 
Yachten und Privatflugzeuge können nur dann entsprechend genutzt 
werden, wenn sie Jurisdiktionen besuchen, die üblicherweise an einer 
relevanten Steuer- und Abgabenhöhe interessiert sind. Zweitens, und 
dieser Aspekte erweist sich als ungleich wichtiger, sollten die Möglich-
keiten einer verstärkten Besteuerung von Grund, Boden und Immobi-
lien berücksichtigt werden. Entsprechende Vermögenswerte weisen 
ein besonders geringes Ausweich- und Hinterziehungspotenzial auf 
und werden aus ökonomischer Sicht als eine der effektivsten und fairs-
ten Formen vermögensbezogener Besteuerung angesehen, auch weil 
das Immobilienvermögen hochkonzentriert ist. Letzteres ist nicht nur 
ortsgebunden, sondern auch leicht identifizierbar und bewertbar, zumal 
die meisten Länder ein Grundbuch- und Katasterwesen aufweisen. Üb-
licherweise besteht das Hauptgegenargument in Akzeptanzfragen, 
bspw. aufgrund der Sorge um die selbstbewohnte Immobilie oder die 
besondere Belastung urbaner Lagen. Gerade hier jedoch wäre ein ter-
restrischer Rahmen hilfreich, denn er würde explizit berücksichtigen 
können, dass lokale Verbundenheit und Verwurzelung steuerlich be-
vorteilt werden sollte, bspw. durch großzügige Ausnahmeregelungen 
für ökologisch bewirtschaftete eigengenutzte Immobilien bis zu einer 
gewissen Größe oder Steuervorteile für Unternehmen, die sich zur Um-
setzung lokaler Projekte verpflichten. Hier setzt auch das dritte Instru-
ment, sogenannte Exit-Steuern, an. Diese werden dann erhoben, wenn 
Vermögende aus steuerlichen Gründen den Wohn- oder Betriebssitz 
verlagern oder, wie in den Vereinigten Staaten, die Staatsbürgerschaft 
abgeben. Die Idee solcher Steuern könnte auch regionalisiert werden, 
wie jüngst von Appleby (2022) vorgeschlagen. 
 

3.3 Legitimationsprobleme 
 
Untersuchungen zur öffentlichen Meinung im Hinblick auf vermögens-
bezogene Steuern finden ein teils erstaunlich hohes Maß an Unterstüt-
zung für eine höhere Besteuerung großer Vermögen. Dies gilt für na-
hezu alle Vermögenswerte mit der wichtigen Ausnahme der selbstbe-
wohnten Immobilie. In einer der bisher wohl umfassendsten Studien 
stellen Rowlingson et al. (2021) fest, dass eine Vermögenssteuer im 
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Vergleich zu anderen Steuern eine hohe Zustimmung in der Bevölke-
rung findet. Die Einbeziehung von Finanzanlagen und Immobilienver-
mögen (mit Ausnahme des Hauptwohnsitzes) in die Bemessungs-
grundlage findet hohe Zustimmung, die Einbeziehung von Bargelder-
sparnissen, Rentenvermögen und dem Hauptwohnsitz eher geringere. 
Auch Umfragen dokumentieren eine Mehrheit für vermögensbasierte 
Steuern (Sachweh und Eicher 2018). 

Dennoch wähnen sich viele Politiker*innen vor einem erheblichen Le-
gitimationszwang, wenn es um neue Formen der Vermögensbesteue-
rung geht. Dies hat ganz unterschiedliche Gründe, die von der Art der 
Berichterstattung im medialen Diskurs (siehe bspw. Dallinger 2021) 
über die Angst vor der Reaktion einflussreicher Partikularinteressen bis 
hin zu der Befürchtung reichen, Neiddebatten und gesellschaftliche 
Spaltungstendenzen zu befördern. Eine wichtige Frage ist deshalb, wie 
vermögensbezogene Steuern in politische Diskurse eingespeist, ratio-
nalisiert und kontextualisiert werden. Dabei spielen auch Narrative, 
Framings und Metaphern eine unter Umständen wichtige Rolle  
(Prabhakar 2008).  

Eine terrestrische Perspektive eröffnet in diesem Zusammenhang neue 
Möglichkeiten zur Motivation und Legitimation vermögensbezogener 
Steuern. Dabei kann zunächst an der Krisenhaftigkeit der aktuellen 
Konstellation angesetzt werden, bspw. unter Bezugnahme auf Pro-
bleme der Anpassung an den Klimawandel. Denn das neue Klimare-
gime verknüpft Aspekte der ökologischen und sozialen Gerechtigkeit 
auf eine neue Art und Weise, die konservative und progressive Kräfte 
miteinander verbinden könnte – ein zentrales Ziel terrestrischer Politik. 
Die ungleiche Verantwortung und Betroffenheit von Vermögenden und 
nicht Vermögenden kann als moralische und politische Rechtfertigung 
für höhere Steuern dienen: Von zentraler Bedeutung dürfte hierbei vor 
allem die Möglichkeit sein, die Erträge aus einer verstärkten Besteue-
rung hoher Vermögen zur Unterstützung von Initiativen und Projekten 
zu verwenden, die sich dem Aufbau und Erhalt von Erzeugungssyste-
men widmen. Diese reichen von Bereichen der sogenannte Sorgewirt-
schaft bis hin zu einer starken Ausweitung der Förderung ländlicher 
Räume, in denen der Widerstand gegenüber einer konsequenten Ver-
folgung ökologischer Ziele oft groß ist. 
 

4 Eine ökologische Vermögensbesteuerungsreform 
 
Aus der Analyse der beiden vorangegangenen Abschnitte lassen sich 
erste Leitlinien für eine ökologische Reform vermögensbezogener 
Steuern ableiten. An dieser Stelle schlage ich sechs solcher Leitlinien 
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vor. Diese weichen teilweise beträchtlich vom bisherigen Konsens zur 
adäquaten Besteuerung von Vermögen ab, insbesondere im Hinblick 
auf Fragen der einheitlichen Besteuerung unterschiedlicher Vermö-
gensarten, der Behandlung spezifischer Anlageformen sowie der 
Zweckbestimmung von entsprechenden Einnahmen. Auf Basis dieser 
Leitlinien lassen sich Grundzüge einer an terrestrischen Erwägungen 
ansetzenden, ökologischen Vermögensbesteuerungsreform (ÖVR) ab-
leiten. Selbstverständlich müssen hierzu zahlreiche Komplikationen 
ausgeblendet werden. Einerseits steckt die Forschung zu Wirkungska-
nälen und Nebeneffekten entsprechender Steuern in den Anfängen, 
eine literaturbasierte Analyse bleibt deshalb nicht selten spekulativ. Zu-
dem wären bei der Umsetzung einer solchen Reform erhebliche Pro-
bleme zu erwarten, die an dieser Stelle, wenn überhaupt, nur angeris-
sen werden können (siehe Advani et al. 2020 sowie die begleitenden 
Detailuntersuchungen für eine weitergehende Auseinandersetzung mit 
den eher technischen und administrativen Problemen einer umfassen-
den Vermögensbesteuerung). 
 

4.1 Leitlinien einer ökologischen Vermögensbesteuerungsreform 
 
Leitlinie 1: Unterschiedliche Vermögensformen sollten differenziert be-
trachtet und besteuert werden. Gerade von Befürworter*innen einer hö-
heren Vermögensbesteuerung wird häufig argumentiert, dass eine ein-
heitliche Behandlung unterschiedlicher Vermögensarten dem Grund-
satz der Gleichbehandlung (bspw. nach Art 3 GG) sowie dem Leis-
tungsfähigkeitsprinzip am besten genügen kann (Chamberlain 2020). 
Für eine breite Bemessungsgrundlage sprächen auch Gründe der ef-
fektiven Steuererhebung sowie der Vermeidung von Gestaltungs- und 
Umgehungsmöglichkeiten. Oft werden auch Fehlanreize im Sinne ei-
ner Verzerrung von Investitionsentscheidungen angeführt. Bereits an 
diesem Punkt führt eine terrestrische Perspektive jedoch zu einem an-
deren Resultat. Aus einer solchen Perspektive spricht vieles für eine 
Besteuerung, die zwischen Vermögenswerten des Produktionssys-
tems und des Erzeugungssystems differenziert, gerade um Investitio-
nen zu lenken. Solche, die vor allem der Logik des Produktionssystems 
folgen, sollten höher besteuert werden als solche, die eine größere 
Nähe zur Erzeugungslogik aufweisen.  

Natürlich führt ein System vermögensbezogener Steuern zu zahlrei-
chen Komplexitäten und auch Komplikationen, bspw. im Hinblick auf 
Anrechnungs- und Verrechnungsprobleme, die Frage einer angemes-
senen Gesamtsteuerbelastung oder die Auswirkungen auf die relative 
Bepreisung unterschiedlicher Vermögenswerte. Es lassen sich aber 
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auch gute Gründe für eine differenzierte Behandlung anführen, die an 
den oben diskutierten Bewertungs-, Umgehungs- und Überzeugungs-
problemen ansetzen. Im Hinblick auf Bewertungsfragen ist zum einen 
zu berücksichtigen, dass die sozial-ökologischen Effekte einer be-
stimmten Verwendung von Grund und Boden ganz anders zu evaluie-
ren sind als die von spezifischen Vermögenswerten wie Yachten oder 
Privatflugzeugen oder von einer bestimmten Allokation von Finanzver-
mögen. Zum anderen vermeidet eine differenzierte Betrachtung auch 
praktische Probleme, die daraus resultieren, dass nicht alle Vermö-
genswerte gleichermaßen kommodifiziert und vermarktet werden kön-
nen, gerade im Zuge einer sozial-ökologischen Transformation. Auf ab-
sehbare Zeit wird bspw. der ökonomische Wert bestimmter Finanzpro-
dukte leichter mit Marktpreisen zu bestimmen sein als der von Grund 
und Boden.  

Im Hinblick auf Umgehungsprobleme ist der Vorteil einer besonderen 
Betonung von Grund-, Boden- und Immobiliensteuern offensichtlich 
und breit dokumentiert. Doch auch auf mobiles Sachvermögen wie 
Kunstwerke, Yachten und Privatflugzeuge lässt sich oft leichter zugrei-
fen als auf flüchtiges Finanzvermögen. Problematisch ist in all diesen 
Fällen (und bei der Besteuerung von Vermögensgegenständen insge-
samt) eher die Tendenz, Vermögensgegenstände auf viele Personen 
zu verteilen oder in rechtliche Vehikel zu überführen, die eine Bewer-
tung und Zurechnung erschweren. Im Hinblick auf solche Strategien ist 
die internationale Zusammenarbeit von entscheidender Bedeutung. 
Diese dürfte jedoch durch eine differenzierte Betrachtung unterschied-
licher Vermögensarten eher vereinfacht werden. Eine international ab-
gestimmte einheitliche Besteuerung mit einer breiten Steuerbasis 
scheitert nicht selten daran, dass unterschiedliche Länder schon aus 
historischen Gründen ganz verschiedenen Ansätzen folgen oder sich 
aus pragmatischen Gründen auf die Besteuerung unterschiedlicher 
Vermögensformen fokussieren. Differenzierende Ansätze würden eine 
Zusammenarbeit zwischen Ländern vereinfachen, die ähnliche oder 
auch komplementäre Ansätze verfolgen. Dabei könnten auch spezifi-
sche Überzeugungsprobleme adressiert werden, bspw. beim Umgang 
mit selbstbewohnten Immobilien. 

Leitlinie 2: Eine Reform der Besteuerung von Grund und Boden sowie 
von Immobilien ist die Basis einer ökologischen Vermögensbesteue-
rungsreform. Die Zentralität von Fragen der Landnutzung und Landver-
teilung für eine terrestrische Wirtschaftspolitik ergibt sich direkt aus 
dem Ziel, von einem Produktionssystem zu einem Erzeugungssystem 
überzugehen. Der ökologischen Besteuerung von Grund und Boden 
kommt deshalb eine zentrale Rolle zu. Hierzu stehen bereits etablierte 
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Instrumente wie die Bodenwertsteuer zur Verfügung (für eine Analyse 
im deutschen Kontext vgl. Büttner und Zimmermann 2020 sowie Graf 
2021). Sie können allerdings nur den Einstieg in eine ÖVR darstellen, 
denn sie sind weit davon entfernt, eine ausreichend granuläre Bewer-
tung der ökologischen Effekte alternativer Landnutzungen sicherzustel-
len (für entsprechende Ansätze siehe unten).  

Leitlinie 3: Mobiles Sachvermögen, dessen Existenz im Wesent- 
lichen dem Produktionssystem dient und dem Erzeugersystem  
schadet, ist verstärkt zu besteuern. Viele Formen mobilen Sachvermö-
gens – insbesondere Luxusautos, Privatjets oder Yachten – verursa-
chen hohe Emissionen und tragen vergleichsweise stark zur Über-
schreitung planetarer Grenzen bei. Emissionssteuern können entspre-
chende Umweltkosten jedoch nur sehr eingeschränkt internalisieren. 
Durch eine gezielte Besteuerung (z. B. nach Energie- und Materialver-
brauch oder Größe) kann dem entgegengewirkt werden. CO₂-basierte 
Luxusgütersteuern (auf Autos, Flugzeuge, Yachten), progressive Steu-
ern nach Verbrauch und Gewicht oder Ressourcensteuern auf seltene 
Materialien in teuren Mobilgütern können in Verbindung mit Registrie-
rungspflichten für hochpreisige mobile Vermögensgüter deshalb einen 
wichtigen Beitrag leisten. Sie dürften zudem Vorteile im Hinblick auf 
Umgehungs- und Legitimationsprobleme aufweisen. 

Leitlinie 4: Die Besteuerung von Finanz- und Betriebsvermögen sollte 
an potenziellen Lenkungseffekten ausgerichtet sein. Studien zu den kli-
mapolitischen Effekten hoher Vermögenskonzentration zeigen, dass 
das Investitionsverhalten vermögender Bevölkerungsschichten einen 
entscheidenden Anteil an ökologischen Problemlagen hat (Chancel et 
al. 2022; Chancel et al. 2023). Eine Besteuerung von Finanzanlagen, 
die zum Klimawandel und anderen Umweltproblemen beitragen, kann 
vor diesem Hintergrund relative starke Steuerungswirkungen erzielen, 
wie erste Modellrechnungen zeigen (Bastos Neves und Semmler 
2024).   

Leitlinie 5: Den Verteilungseffekten von Ausweichreaktionen auf Ver-
mögensgegenstände, die aus terrestrischen Gründen einer geringen 
Besteuerung unterliegen, ist durch eine konsequente Besteuerung von 
Vermögenserträgen bzw. -zuwächsen zu begegnen. Eine hohe Be-
steuerung bestimmter Vermögensformen könnte zu erheblichen Wert-
zuwächsen bei anderen Formen führen, bspw. bei Kunstwerken oder 
immateriellen Werten. Teilweise sind solche Effekte erwünscht, bspw. 
wenn es sich um den Wert von Flächen handelt, die v.a. dem Erzeu-
gersystem zur Verfügung stehen. Teilweise sind sie hingegen uner-
wünschte Nebeneffekte, die zu einer weiteren Konzentration von 
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Vermögen führen können. Dem kann auf unterschiedliche Weise be-
gegnet werden, bspw. durch eine konsequente Besteuerung entspre-
chender Wertzuwächse. Allerdings treten hier in der Tat neue Bewer-
tungsprobleme auf, die mit der nicht selten hohen Illiquidität entspre-
chender Anlageformen einhergehen. 

Leitlinie 6: Die Netto-Einnahmen einer ÖVR sollten vor allem zur Ab-
federung der negativen ökologischen Folgen des Produktionssystems 
und zu einem Ausbau des Erzeugungssystems verwendet werden und 
so zu einer spürbaren Verbesserung der Lebensbedingungen von 
menschlichen und nicht-menschlichen Akteuren beitragen. Ein nicht 
unbeträchtlicher Teil der Einnahmen einer ÖVR wird zur Ertüchtigung 
der öffentlichen Einrichtungen verwendet werden müssen, die die kom-
plexe naturwissenschaftliche und administrative Grundlagenarbeit und 
Abwicklungsthemen bearbeiten. Doch selbst nach Abzug solcher Kos-
ten sollte eine umfassende Besteuerung von hohen Vermögen Erträge 
erzielen können, die beim Übergang von einem Produktions- zu einem 
Erzeugungssystem eingesetzt werden können (Schätzungen zu den 
erwarteten Einnahmen einer umfassenden Vermögensbesteuerung lie-
fern Ferschli et al. 2018 sowie Kapeller et al. 2021). 
  

4.2 Skizze einer ökologischen Vermögensbesteuerungsreform 
 
Auf Basis der genannten Leitlinien lässt sich die Grundstruktur einer 
umfassenden, »terrestrischen« ÖVR skizzieren. Basis einer solchen 
Reform sollte eine politische Grundsatzentscheidung im Hinblick auf 
die Verwendung der Steuereinnahmen sein. Sofern es sich bei den er-
hobenen Abgaben um Steuern und nicht um Gebühren oder ein Sys-
tem von Sonderabgaben handelt (letztere könnten gerade im Hinblick 
auf Sachvermögen ein sinnvolles Element einer Reform sein), ist eine 
direkte Zweckbindung ausgeschlossen. Wie die ökologische Steuerre-
form von 1999 zeigt, ist es jedoch unproblematisch, wenn Politik im 
Zusammenhang mit einer Anpassung des Steuersystems bestimmte 
Ziele formuliert und plant und diese mit den erzielten Steuereinnahmen 
aus dem allgemeinen Haushalt umsetzt. Im Fall der ÖVR würde es 
nicht in erster Linie um eine Senkung der Arbeitskosten gehen, sondern 
um die Finanzierung eines sozial- und entwicklungspolitisch flankierten 
Übergangs von einem Produktions- in ein Erzeugungssystem. Dazu 
böte sich u.a. ein Fond an, der zur Schließung der wachsenden Lücke 
zwischen Mitigations- und Adaptionskosten einerseits, verfügbaren kli-
mapolitischen Mitteln andererseits genutzt werden könnte. Es sollten 
jedoch auch Maßnahmen gefördert werden, die sich dem Erhalt und 
Ausbau von Ökosystemen, der ökologischen Landnutzung sowie der 
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Finanzierung von Infrastrukturen der eher menschlichen Daseinsvor-
sorge (auch und insbes. im Bereich der Care-Ökonomie und Pflege) 
widmen. Dabei sollte explizit die aus terrestrischer Sicht notwendige 
Erhöhung von Nord-Süd-Transfers mitgedacht werden. Die Mittel für 
diese Maßnahmen würden über ein System vermögensbezogener 
Steuern und Abgaben erhoben, das auf drei Säulen beruht: 

Die erste Säule besteht in einer konsequenten ökologischen Grund-
steuerreform. Einstieg in eine solche Reform könnte die breitere An-
wendung von Bodenwertsteuern sein. Diese müssten dann Schritt für 
Schritt um Elemente ergänzt werden, die eine progressive Besteuerung 
von Landnutzungsformen gewährleistet, die zum Klimawandel und 
zum Verlust von Biodiversität beitragen, gerade auch in der Land-wirt-
schaft. In der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur (siehe bspw. 
Brandt 2014, Kalkuhl et al. 2018 sowie Renigier-Bilozor et al. 2024) 
sowie der finanzwissenschaftlichen Praxis einiger Volkswirtschaften, 
v.a. in den Vereinigten Staaten (bspw. Kilgore et al. 2017 und ) aber 
auch in vielen Schwellenländern (siehe bspw. Çiftçi und Şahin 2021  
für den Bereich von Immobilien in der Türkei, Fendrich et al. 2022 für 
die Besteuerung landwirtschaftlicher Flächen in Brasilien, Thiel und  
Wenner 2018 für Estland oder Xiong und Li 2019 für ökologische Flä-
chennutzungspolitiken in China) finden sich bereits zahlreiche theore-
tische und praktische Ansatzpunkte für eine solche Besteuerung. Den-
noch müssten neue, terrestrische Bewertungs- und Klassifizierungs-
systeme geschaffen werden, im Einklang mit der Idee, Klassen- und 
Klassifikationskämpfe gemeinsam zu denken (Latour und Schultz 
2022, S. 9–15). Dabei wird es unumgänglich sein, von der Vorstellung 
abzurücken, die ökologischen Wirkungen bestimmter Landnutzungs-
formen auf Heller und Pfenning beziffern zu können. Die in monetären 
Kategorien notwendigerweise groben Raster einer terrestrischen Be-
steuerung erfordern deshalb auch eine breite Debatte zu neuen Vor-
stellungen der Steuergerechtigkeit, die sich sowohl von finanzialisier-
ten Vorstellungen der Vermögensbewertung (Chiapello 2015) lösen als 
auch weitere Aspekte, insbesondere im Hinblick auf Fragen der globa-
len Umweltgerechtigkeit, berücksichtigen müssen (siehe hierzu insbes. 
Hayward 2005, 2006). 

Die zweite Säule nimmt spezifische Vermögensgegenstände in den 
Blick, die eine besonders starke Beziehung zum Produktionssystem 
sowie eine besonders prägnante Rolle bei der Konstituierung von Ver-
mögensungleichheit spielen. Oft werden diese mit bestimmten Luxus-
gegenständen wie Schmuck, Kunstwerken, Fahrzeugen, Yachten oder 
Privatflugzeugen identifiziert (siehe Wallace und Welton 2023 sowie 
Haneman 2024 für eine Einführung, Miller 1975 für eine grundlegende 
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finanzwissenschaftliche Auseinandersetzung, Kim 2023 für Rechtferti-
gungsfragen). Aber prinzipiell könnte hier auch Betriebsvermögen in 
den Blick genommen werden, wobei hier tendenziell eher die dritte 
Säule des Modells zum Tragen kommt. Bei der Belastung entsprechen-
der Assets können neben Steuern (meist kommen hier sog. »Excise 
Taxes«, also Verbrauch- oder Verkehrsteuer, zum Tragen) auch Abga-
ben im Verhältnis zum Wert und zur ökologischen Wirkung eingesetzt 
werden, bspw. auf kommunaler Ebene, bei der Nutzung von Infrastruk-
turen wie Häfen und Flughäfen oder bei der Parkraumbewirtschaftung. 
Nicht alles muss hier neu erfunden werden, oft bestehen schon Instru-
mente, die nur noch nicht im Kontext einer ÖVR gedacht wurden. Oft 
würde zudem schon ein Abbau bestehender Steuerprivilegien für ent-
sprechende Vermögensgegenstände hilfreich sein. Auch hier spielen 
Verortungs- und Umgehungsfragen eine entscheidende Rolle, aller-
dings nicht selten für Vermögen, deren ökologische Wirkung begrenzt 
ist (siehe bspw. Helgadóttir 2023). 

Die dritte Säule würde sich der Besteuerung von Kapitalanlagen und 
damit vor allem dem Finanz- und Betriebsvermögen widmen.2 Aktuelle 
Forschung zeigt, dass eine am Kapitalmarkt ansetzende Belastung um-
weltschädlicher Verhaltensweisen einen wirksamen Mechanismus zur 
Umleitung von Ressourcenströmen liefern kann (Chittaro et al. 2025). 
Bastos Neves und Semmler (2024) schlagen hierzu eine neue Art von 
Steuer vor, eine sog. »Carbon Wealth Tax« und legen eine erste Aus-
einandersetzung mit Fragen der Steuerumsetzung vor. Die Steuer 
würde auf kohlenstoffintensive (»braune«) Vermögenswerte statt auf 
kohlenstoffintensive Güter erhoben. Erste quantitative Untersuchungen 
zeigen, dass ein entsprechendes System den Übergang zu einer grü-
neren Wirtschaft beschleunigen könnte, indem der Abzug von Kapital 
aus umweltschädlichen Bereichen beschleunigt und ein Anreiz für In-
vestitionen in Emissionsvermeidung und Renaturierung gesetzt würde.  

Offensichtlich würde eine Umsetzung entsprechender Maßnahmen er-
hebliche Investitionen in die Steuerverwaltung und -erhebung erfor-
dern. Es würden zudem zahlreiche nicht intendierte Effekte zu erwarten 
sein, die ein kontinuierliches Nachsteuern erfordern, zumal die Steuer-
basis bei einer erfolgreichen Besteuerung beständig abnimmt. Den 
Verteilungseffekten von Ausweichreaktionen auf Vermögensgegen-

 
(2) Eine besondere Herausforderung, auf die an dieser Stelle nicht eingegangen werden kann, 
ist die Behandlungen von Unternehmensbeteiligungen bzw. Betriebsvermögen. Prinzipiell ist 
es jedoch durchaus möglich, Betriebsvermögen nach seinen ökologischen Wirkungen zu klas-
sifizieren (bspw. unter Verwendung von Klassifizierungssystemen wie der EU-Taxonomie) und 
so einer terrestrischen Besteuerung zu unterziehen. 
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stände, die aus terrestrischen Gründen einer geringen Besteuerung 
unterliegen, ist durch eine konsequente Besteuerung von Vermö-
genserträgen bzw. -zuwächsen zu begegnen. All diese Effekte wären 
aus terrestrischer Sicht aber nicht unbedingt unerwünscht, denn insbe-
sondere der kontinuierliche Lernprozess in Fragen der ökologischen 
Klassifikation von Vermögensformen steht ganz im Einklang mit der 
Vorstellung einer schrittweisen Veränderung von Wahrnehmungen im 
Verhältnis von Menschen zu entsprechenden Lebensgeflechten. 
  

5 Schlussbetrachtung 
 
Vor dem Hintergrund der aktuellen politischen Konstellation erscheint 
die Auseinandersetzung mit einer konsequenten ökologischen Besteu-
erung hoher Vermögen illusorisch. In vielen Nationalstaaten außerhalb 
und innerhalb Europas sind ökologische und teilweise auch soziale Be-
lange auf der Prioritätenskala weiter abgerutscht, in den Vereinigten 
Staaten werden sie von der Trump-Regierung weitgehend ignoriert 
oder gar diffamiert. Die mutigen, aber im Vergleich zu den Notwendig-
keiten immer noch zaghaften Versuche der Europäischen Union, im 
Green Deal eine echte Umleitung privater und eine konsequente Ver-
größerung öffentlicher Finanzierungsströme zu gewährleisten, werden 
aktuell spürbar zurückgebaut. Radikalere Vorstellungen wie die hier 
vertretene Idee einer »terrestrischen« Wirtschaftspolitik oder einer 
ÖVR müssen vor diesem Hintergrund als naiv erscheinen, auch wenn 
Länder wie Brasilien weiterhin dafür eintreten. 

Die vorangegangene Analyse möchte aufzeigen, dass eine solche Hal-
tung verfehlt wäre. Denn gerade der Erfolg von politischen Kräften,  
die sich vehement gegen eine konsequente sozial-ökologische Trans-
formation aussprechen, kann im Kern als Folge der Begrenztheit pla-
netarer Ressourcen und den daraus resultierenden, durchaus ver-
ständlichen, anti-globalistischen und -modernistischen Reflexen erklärt 
werden. Für diese von Latour aufgestellte These sprechen auch neu-
ere Forschungen zu Transformationskonflikten und zum Zusammen-
hang zwischen ökologischer Krise und Rechtspopulismus (siehe u.a. 
Eversberg et al. 2024 sowie kritisch Rasem 2025). Die wirtschaftspoli-
tische Herausforderung bestünde mithin in der Konstruktion eines al-
ternativen Programms zum Umgang mit planetaren Grenzen, das eine 
breite Mobilisierung der Bevölkerung gewährleistet, und zwar auch sol-
cher Teile, die Umweltpolitik bisher als elitäres Projekt wahrnehmen. 
Eine konsequente Ausrichtung demokratischer Politik an den Vertei-
lungsimplikationen aktueller Transformationen wäre der Kernbestand-
teil eines solchen Gegenprojekts, und eine breite Debatte zu öko-
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logisch ausgerichteten vermögensbezogenen Steuern könnte einen 
wichtigen Beitrag zum besseren Verständnis entsprechender Zusam-
menhänge liefern. 

Eine wichtige Rolle könnte in diesem Zusammenhang die zunehmende 
Bedeutung der Anpassung an neue klimatische und ökologische Be-
dingungen spielen. Denn im Zuge der Klimaanpassung wird die Korre-
lation zwischen Vermögensausstattung und Vulnerabilitäten gegen-
über ökologischen Problemen sichtbar. Gerade hier können Debatten 
zu vermögensbezogenen Steuern eine wichtige aufklärende Rolle 
spielen. Denn sie situieren die Anpassungspolitik dort, wo die Wurzel-
ursachen von Vulnerabilitäten vermutet werden können: Hohe Vermö-
gen reduzieren, ceteris paribus, das Risiko, dass Klimawandelfolgen in 
prekäre Lebenslagen führen. Die Vermögensausstattung ist zudem mit 
vielen der sozio-demographischen Charakteristika korreliert, die Ver-
wundbarkeiten erhöhen (wie dem Wohnort und der Wohnsituation, 
dem Alter oder dem Gesundheitszustand). Und hohe Vermögen verur-
sachen die ökologischen Krisen entscheidend mit, in denen Vulnerabi-
litäten sichtbar werden. 

Aus diesen Gründen eröffnen vermögensbezogene Steuern die Mög-
lichkeit, Anpassungsdiskurse stärker an einer realistischen Beschrei-
bung von Verwundbarkeiten auszurichten. Dabei sollte auch die Zu-
sammensetzung des Vermögens und entsprechende Kontextbedin-
gungen in die Diskussion unterschiedlicher Besteuerungsmodelle inte-
griert werden. So kann bspw. eine Immobilie durchaus auch Grund für 
spezifische Verwundbarkeiten sein, wenn kein Geldvermögen zur Ab-
sicherung von Extremwetterereignissen und zur Ertüchtigung des Ge-
bäudes zur Verfügung steht. In Diskursen zu vermögensbezogenen 
Steuern könnten solche Lebenslagen identifiziert und politisch adres-
siert werden.      

Hierzu wäre eine erhebliche Ausweitung der wirtschafts- und sozialwis-
senschaftlichen Forschung notwendig. Denn viele der in diesem Bei-
trag zusammengetragenen Erkenntnisse sind noch vorläufig. Initiativen 
wie die britische Vermögenssteuerkommission, das World Inequality 
Lab oder das Tax Justice Network haben in den letzten Jahren zahlrei-
che neue und überraschende Erkenntnisse zu Tage gefördert, die eine 
Neubewertung der ökonomischen Wirkungen von vermögensbezoge-
nen Steuern notwendig machen (siehe Abschnitt 3 und auch Klüh 
2016). Leider spielen ökologische Aspekte in den entsprechenden For-
schungen meist nur eine Nebenrolle. Für Deutschland fehlt eine solche 
detaillierte Auseinandersetzung mit Bewertungs-, Umsetzungs-, und 
Überzeugungsfragen weitestgehend, wie gerade auch die Auseinan-
dersetzung zur Grundsteuer zeigt.  
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